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»Gest�rte Fußballfreude«

THEMATIK: Gefahrentatbestand, nicht normativer Grundrechtseingriff, allgemeine Feststellungsklage und Fort-
setzungsfeststellungsklage
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n SACHVERHALT:
F�r Samstag, den 27.8.2005 hatte der Fußballverein B ein Freundschaftsspiel mit dem Tiroler
Fußballclub C vereinbart, das in Innsbruck stattfinden sollte. Am 26.8.2005 �berpr�fte die Polizei
an der Bundesstraße 23 ungef�hr zwei Kilometer vor der Grenze bei Griesen zur Bek�mpfung der
grenz�berschreitenden Kriminalit�t den fließenden Verkehr Richtung �sterreich. Gegen 17.30 winkte
Polizeikommissar P einen Wagen, der ihm verd�chtig vorkam, auf den Seitenstreifen. In dem Auto
befand sich der 28 Jahre alte F aus M�nchen. Auf die Frage, zu welchem Zweck er die Straße nach
�sterreich befahre, gab F statt einer Antwort nur ein R�lpsen von sich. P verlangte darauf die
Herausgabe eines Ausweises, der ihm wortlos gereicht wurde. P bemerkte einen Baseballschl�ger
hinter einer Sporttasche auf der R�ckbank des Wagens. Er setzte sich daraufhin mit der Polizei-
inspektion Garmisch-Partenkirchen in Verbindung, um festzustellen, ob F in polizeilichen Daten-
best�nden gef�hrt werde. Bereits zehnMinuten sp�ter erfuhr er, dass F in der vom Bundeskriminalamt
gef�hrten Datei »Gewaltt�ter Sport« mit drei Verurteilungen wegen gef�hrlicher K�rperverletzung und
sechs polizeilichen Platzverweisen, jeweils im Zusammenhang mit Ausw�rtsspielen des Fußballvereins
B, erw�hnt war; eine Nachfrage bei dem Polizeipr�sidium M�nchen ergab, dass F bis vor drei Jahren
der Hooliganszene angeh�rt habe, jedoch auch in j�ngerer Zeit Fußballspiele besucht habe. Straftaten
seien ihm aber nicht mehr nachzuweisen gewesen. Nach Anh�rung fertigte P hierauf eine Verf�gung,
durch die er F die Ausreise aus dem Bundesgebiet f�r den 26. und 27.8.2005 untersagte. Rechts-
grundlage sei § 10 I 2 i.V.m. § 7 I Nr. 1 PaßG. Zur Begr�ndung berief sich P auf die eigenen sowie die
ihm mitgeteilten polizeilichen Feststellungen. Das Verhalten des F in der Vergangenheit, insbesondere
aber die Tatsache, dass er einen Baseballschl�ger mit sich f�hre, ließen besorgen, dass F aus Anlass des
Freundschaftsspiels in Innsbruck zu fr�heren Verhaltensweisen zur�ckkehren und so dem Ansehen der
Bundesrepublik Deutschland schweren Schaden zuf�gen werde. Nachdem ihm P eine Ausfertigung
des Bescheids �bergeben hatte, wendete F gehorsam und fuhr nach M�nchen zur�ck.
Bereits am 30.8.2005 fand F im Postkasten seiner Wohnung einen als »Gef�hrderanschreiben«

bezeichneten Brief vor, in dem das Polizeipr�sidium M�nchen ohne Rechtsbehelfsbelehrung unter
anderem das Folgende ausf�hrte:
»Der Polizei ist bekannt, dass Sie im Zusammenhang mit Fußballspielen des Fußballvereins B

polizeilich in Erscheinung getreten sind. Daher ist es nicht auszuschließen, dass Sie auch in Zukunft
an solchen Ereignissen teilnehmen werden. F�r den 21.1. und den 4.3.2006 sind Freundschafts-
spiele bei den Vereinen D und H in �sterreich geplant. Bei Ausw�rtsspielen des Fußballvereins B
kam es in der Vergangenheit zu erheblichen gewaltsamen Ausschreitungen seitens einiger Zuschauer.
Auch im Zusammenhang mit den Spielen am 21.1. und am 4.3.2006 ist damit zu rechnen. Um zu
vermeiden, dass Sie sich der Gefahr pr�ventiver polizeilicher Maßnahmen im Rahmen der Gefahren-
abwehr (bis hin zur Zur�ckweisung an der deutsch-�sterreichischen Grenze) oder strafprozessualer
Maßnahmen aus Anlass der Begehung von Straftaten im Rahmen der Freundschaftsspiele aussetzen,
legen wir Ihnen hiermit nahe, sich nicht an den o.g. Ereignissen zu beteiligen.«

Nach diesen Erlebnissen f�hlt sich F von der Polizei verfolgt. Mit seiner am 20.9.2005 bei dem
Verwaltungsgericht M�nchen erhobenen Klage wendet er sich gegen die Ausreiseuntersagung und das
Gef�hrderanschreiben. Er tr�gt unter anderem vor, die von ihm angeblich ausgehende Gefahr sei aus der
Luft gegriffen, er habe sich von der Hooliganszene losgesagt, insbesondere am 26.8.2005 lediglich seine
in Innsbruck wohnhafte Großmutter besuchen und sodann wieder nach M�nchen zur�ckfahren wollen;
den Baseballschl�ger f�hre er zu seinem Schutz mit. Durch das rechtsgrundlagenlose Gef�hrderanschrei-
ben sei er so eingesch�chtert worden, dass er sich kaum noch getraue, Fußballspiele zu besuchen.

n BEARBEITERVERMERK:
Bereiten Sie die gerichtliche Entscheidung in einem Gutachten vor. Beurteilungszeitpunkt ist der
18.10.2005. Das Verwaltungsabkommen zwischen dem Bundesminister des Innern und der Baye-
rischen Staatsregierung �ber die Wahrnehmung von Aufgaben des grenzpolizeilichen Einzeldienstes
in Bayern vom 11./27.6.1975 (GVBl. S. 257) zuletzt ge�ndert durch Abkommen vom 9./18.12.
1991 (GVBl. S. 518) bestimmt:

* Der Autor ist wiss. Assistent bei dem Lehrstuhl f�r �ffentliches Recht und Kirchenrecht (Prof. Dr. St. Korioth).
** Die Klausur wurde in der �bung im �ffentlichen Recht f�r Fortgeschrittene (WS 2005/2006) gestellt.
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»§ 1
(1) Der Freistaat Bayern nimmt die polizeiliche Kontrolle des grenz�berschreitenden Verkehrs (§ 2
Nr. 2 des Bundesgrenzschutzgesetzes) an den in Bayern zugelassenen Grenz�bergangsstellen mit der
Bayerischen Grenzpolizei wahr. . . .
(2) Der Freistaat Bayern nimmt dar�ber hinaus in Bayern an der deutsch-�sterreichischen und der
deutsch-schweizerischen Grenze auch Aufgaben des grenzpolizeilichen Einzeldienstes
1. bei der polizeilichen �berwachung der Grenzen (§ 2 Nr. 1 des Bundesgrenzschutzgesetzes)
2. bei der Beseitigung von St�rungen und der Abwehr von Gefahren, die die Sicherheit der Grenzen
beeintr�chtigen, im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 Kilometern (§ 2 Nr. 3 des Bundesgrenz-
schutzgesetzes)
mit der Bayerischen Grenzpolizei wahr.«
Die Bayerische Grenzpolizei ist seit 1998 in die Landespolizei integriert.

n L�SUNGSVORSCHLAG:
Die Klage des F hat Erfolg, wenn sie zul�ssig und begr�ndet ist.

A. SACHENTSCHEIDUNGSVORAUSSETZUNGEN

Hinweis: Die �berschrift geht der umstrittenen Frage, ob Rechtsweg und Zust�ndigkeit des
Gerichts Zul�ssigkeitsvoraussetzungen sind (Argument dagegen: §§ 17a GVG, 83 VwGO), aus
dem Weg; in einer Klausur ist die Er�rterung dieses Aufbauproblems in aller Regel nicht angezeigt.

I. Rechtsweg, sachliche Zust�ndigkeit
Der Verwaltungsrechtsweg ist er�ffnet (§ 40 I 1 VwGO). Die Streitigkeit ist �ffentlich-rechtlich,
weil die Polizei zu der Ausreiseuntersagung gegen F, einer in einem Subordinationsverh�ltnis
einseitig getroffenen hoheitlichen Maßnahme, nur durch Normen des �ffentlichen Rechts berechtigt
sein konnte. Auch soweit die Streitigkeit das Gef�hrderanschreiben zum Gegenstand hat, ist sie
�ffentlich-rechtlicher Art. Die Maßnahme dient der Vorbeugung von Straftaten; die Kriminalpr�-

�ffentlich-rechtliche
Streitigkeit

vention ist Teil des durch Art. 2 I BayPAG, einer Norm des �ffentlichen Rechts, der Polizei als
Tr�gerin von Hoheitsgewalt zugewiesenen Aufgabenbereichs (Schmidbauer/Steiner BayPAG, 2. Aufl.
2006, Art. 2 Rn. 58). Zur Entscheidung ist gem. §§ 45, 52 I Nr. 5 VwGO, Art. 1 II Nr. 1 Bay-
AGVwGO das Verwaltungsgericht M�nchen berufen.

II. Beteiligte
Beteiligte sind F als Kl�ger (§§ 63 Nr. 1; 61 Nr. 1 Alt. 1 VwGO) sowie der Freistaat Bayern als
Beklagter (§§ 63 Nr. 2; 61 Nr. 1 Alt. 2 VwGO).

III. Klage gegen die Ausreiseuntersagung

1. Klageart
Gegen die Ausreiseuntersagung kann F eine Fortsetzungsfeststellungsklage erheben (§ 113 I 4
VwGO entsprechend). Die Statthaftigkeit dieser Klageart ist im Gesetz nicht ausdr�cklich geregelt.
§ 113 I 4 VwGO liegt die Konstellation zugrunde, dass sich ein Verwaltungsakt nach Erhebung
einer gegen ihn gerichteten Klage erledigt. Da die gerichtliche Entscheidung in diesem Fall einen
feststellenden Tenor enth�lt, bedarf es einer �nderung der urspr�nglich erhobenen Anfechtungs-
oder Verpflichtungsklage; eine ihr anschließende Feststellungsklage kann nicht unstatthaft sein. Im
Hinblick auf Art. 19 IV GG muss sich der Verwaltungsakt ungeachtet des Wortlauts von § 113 I 4
VwGO nicht notwendig nach Erhebung der Klage erledigen, statthaft ist vielmehr auch eine Klage,
die von Anfang an darauf gerichtet ist, die Rechtswidrigkeit eines erledigten Verwaltungsakts
festzustellen (BVerwGE 81, 226 f.; 49, 36 [39]; 26, 161 [165]; 12, 87 [90]; zweifelnd, ob anstelle
der Fortsetzungsfeststellungsklage eine allgemeine Feststellungsklage statthaft sei, neuerdings
BVerwGE 109, 203 [208 f.]). Die Ausreiseuntersagung ist ein Verwaltungsakt (Art. 35 S. 1
BayVwVfG). Sie ist auch erledigt; ihre Regelung war bis zum 27.8.2005 befristet, nach diesem
Tag durfte F wieder nach Belieben die Landesgrenze �berqueren. Ob tats�chliche Fortwirkungen,
etwa eine Aufnahme in die Datei »Gewaltt�ter Sport« der Erledigung entgegenstehen k�nnen, ist
nicht zu entscheiden, weil der Sachverhalt insofern keine Anhaltspunkte bereith�lt.

Fortsetzungsfeststellungsklage

2. Klagebefugnis
F ist auch klagebefugt. Er kann geltend machen, durch die Ausreiseuntersagung als Adressat eines
belastenden Verwaltungsakts in seiner allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 I GG) verletzt zu sein.

Adressat eines belastenden
Verwaltungsakts

3. Feststellungsinteresse
Ein Feststellungsinteresse des F (vgl. § 113 I 4 VwGO) ist unter dem Gesichtspunkt der Wieder-
holungsgefahr gegeben. Das Gef�hrderanschreiben zeigt, dass die Polizei das Verhalten des F
beobachtet. F hat mit weiteren Ausreiseuntersagungen zu rechnen, wenn er von einer Teilnahme
an den Ausw�rtsspielen am 21.1. und 4.3.2006 nicht Abstand nimmt.

Wiederholungsgefahr
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